
aber nur dann, wenn ein fachgerichtliches Verfahren keine
verbesserte Entscheidungsgrundlage erwarten lässt.92 In der
Entscheidung zum „Mutterschutz nach Fehlgeburt“ betonte
das BVerfG: „Dass sich die Sozialgerichte bei der Beurteilung
etwaiger Zahlungsklagen auf Mutterschaftsgeld der vom
Bundesarbeitsgericht in der Vergangenheit vorgenommenen
Auslegung anschließen, wonach eine Fehlgeburt keine Ent-
bindung darstellt, ist entgegen der pauschalen Annahme …
nicht offensichtlich.“93

d) Unzumutbarkeit

Schließlich kann eine Ausnahme vom Subsidiaritätsgrund-
satz erfolgen, wenn die Anrufung der Fachgerichte durch
die bzw. den Beschwerdeführenden anderweitig unzumut-
bar („sonst nicht zumutbar“) ist.94 Das BVerfG stellt stren-
ge Anforderungen an diese (sonstige) Unzumutbarkeit.95
Danach kann es der beschwerdeführenden Person un-
zumutbar sein, zuerst gegen eine straf- oder bußgeldbe-
wehrte Regelung zu verstoßen, um sie daraufhin anzugrei-
fen.96 Allerdings kann es in bestimmten Fällen zumutbar
sein, das (Nicht-)Bestehen eines Rechtsverhältnisses im Rah-
men eines mit einer Feststellungsklage verbundenen Antrags
auf vorläufigen Rechtsschutz überprüfen zu lassen.97 Die An-
rufung der Fachgerichte kann hingegen unzumutbar sein,
wenn die bzw. der Beschwerdeführende falsch über (das ver-
meintliche Nichtvorhandensein von) Rechtsmittel(n) belehrt
wird.98

D. ZUSAMMENFASSUNG

Der Nichtannahmebeschluss des BVerfG zum Mutterschutz
nach einer Fehlgeburt hat die Bedeutung des Subsidiaritäts-
grundsatzes im Verfahren der Rechtssatzverfassungs-
beschwerde in Erinnerung gerufen. Aber auch bei der Ur-
teilsverfassungsbeschwerde kann die Subsidiarität der Verfas-
sungsbeschwerde relevant sein. Obgleich diese Zulässigkeits-
voraussetzung eher selten den Schwerpunkt im Rahmen einer
Zulässigkeitsprüfung in der Klausur darstellt, sollte sie neben,
aber insbesondere in Abgrenzung zum Erfordernis der
Rechtswegerschöpfung, nicht unterschätzt werden. Mit dem
Ausdruck„similar, but not the same“ könnte man die beiden
Zulässigkeitsvoraussetzungen, die sich in einigen Konstella-
tionen nicht allzu leicht voneinander abgrenzen lassen, noch
eher umschreiben. Umso wichtiger ist deshalb eine Vertraut-
heit mit den verschiedenen Funktionen, Begriffen (oder mög-
lichen Begriffsverständnissen) und grund- bzw. einfachge-
setzlichen Anknüpfungspunkten sowie üblichen oder beson-
deren Konstellationen, in welchen das Erfordernis der
Rechtswegerschöpfung und der Subsidiaritätsgrundsatz eine
Rolle spielen.

92 BVerfG NVwZ 2020, 1424 (1425) Rn. 18 mwN.
93 BVerfG NJW 2024, 3774 (3775) Rn. 16 (mit Auslassung).
94 Vgl. BVerfG NJW 2024, 3774 (3775) Rn. 12.
95 Vgl. BVerfG NJW 1992, 1303 (1304 f.).
96 Vgl. BVerfG NVwZ 2020, 1424 (1425) Rn. 18; 2020, 622 (623) Rn. 12.
97 Vgl. BVerfG NVwZ 2020, 1424 (1425) Rn. 19; 2020, 622 (623) Rn. 15.
98 BVerfGE 19, 253 (256 f.) = BeckRS 1965, 106362 (Entscheidungsgründe gekürzt).
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Öffentlich-rechtlicher Vertrag; öffentlich-rechtlicher Erstattungsanspruch
Schwer
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Gesetzestext

& SACHVERHALT

Nach dem Abschluss des Studiums plant A, in der Stadt K einen Co-Working-Space zu
eröffnen. Dafür möchte sie ein mehrgeschossiges Gebäude mit Einzelarbeitsplätzen, Gruppen-
arbeitsplätzen, einer Kaffeebar und einem Fitnessstudio errichten. Das hierzu erworbene
Grundstück bietet jedoch keine Möglichkeit, 50 tatsächlich notwendige Stellplätze für Fahr-
räder anzulegen. Allerdings ist nach der Fertigstellung desCo-Working-Spacesmit verstärktem
Fahrrad-Verkehr zu rechnen. Aufgrund dessen beabsichtigt die zuständige Bauaufsichtsbehör-
de, denAntrag derA auf Erteilung einer Baugenehmigung abzulehnen und teilt dies Amit.

Daraufhin bietet A an, eine Geldsumme zu zahlen, um damit an anderer Stelle öffentliche
Fahrradstellplätze schaffen zu können. Nach einigen Verhandlungen verständigen sich die
Behörde und A aufgrund des § 2 der nach § 89 I Nr. 4 BauO NRW erlassenen Satzung der
Stadt K auf den Abschluss des folgenden Vertrages:
1. A erhält die Baugenehmigung für den geplanten Co-Working-Space.
2. A zahlt an die Stadt K 10.000 EUR (entsprechend § 2 der Satzung 200 EUR für jeden

Stellplatz), die für die Anlegung von Fahrradstellplätzen auf einem Grundstück in der
Stadt K bestimmt sind.

* Der Verfasser ist Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Medienrecht und Kommunikationsrecht (Prof. Dr. Karl-E.
Hain). Der Fall wurde als Abschlussklausur zur Vorlesung im Allgemeinen Verwaltungsrecht an der Universität zu Köln im
Sommersemester 2024 gestellt.
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3. Zusätzlich zahlt A an die Stadt K 2.000 EUR, die für die Anschaffung von Kita-
Mobiliar bestimmt sind, das in einer städtischen Kita Verwendung finden soll.

Der Vertrag wird in formell ordnungsgemäßer Weise geschlossen. Im Anschluss wird die
Baugenehmigung erteilt und A überweist an die Stadt K den vollen Betrag iHv 12.000 EUR.

Einige Wochen nach der Zahlung und dem Beginn des Bauvorhabens beschleicht A jedoch
der Verdacht, mit dem abgeschlossenen Vertrag von der Behörde übervorteilt worden zu sein.
A verlangt von der Stadt K die Rückzahlung der gesamten 12.000 EUR. Die Stadt K ist über
das Verlangen der A entsetzt. Insbesondere habe sie – was zutrifft – den Geldbetrag iHv
2.000 EUR bereits für die die Anschaffung des Kita-Mobiliars verwendet.

Hat A gegen die Stadt K einen Anspruch auf Zahlung von 12.000 EUR?

Bearbeitervermerk: Es ist davon auszugehen, dass die Satzung der Stadt K rechtmäßig ist. Gehen Sie
zudem davon aus, dass das VwVfG NRW dem BVwVfG entspricht. Es ist auf alle Rechtsfragen –
gegebenenfalls hilfsgutachterlich – einzugehen. Auf die abgedruckten Normen wird hingewiesen.

BauO NRW – Auszug

§ 48 – Stellplätze, Garagen und Fahrradabstellplätze

(1) Bei der Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung von Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abfahrts-
verkehr zu erwarten ist, sind die notwendigen Stellplätze, Garagen sowie Fahrradabstellplätze auf dem
Baugrundstück oder in zumutbarer Entfernung davon auf einem geeigneten Grundstück, dessen Benut-
zung für diesen Zweck öffentlich-rechtlich gesichert wird, herzustellen oder nach örtlicher Bauvorschrift
durch Zahlung eines Ablösungsbetrages durch die Bauherrschaft gegenüber der Gemeinde abzulösen.
Erfolgen die Festlegungen nach Satz 1 durch Bebauungsplan (§ 89 Absatz 2) oder durch örtliche Bau-
vorschrift (§ 89 Absatz 1 Nummer 4), sind diese maßgeblich.

(2) Die Gemeinde hat den Geldbetrag für die Ablösung von Stellplätzen und Fahrradabstellplätzen zu
verwenden für

2. den Bau und die Einrichtung von innerörtlichen Radverkehrsanlagen sowie die Schaffung von öffent-
lichen Fahrradabstellplätzen einschließlich der Ausstattung mit Elektroladestationen oder

§ 74 – Baugenehmigung, Baubeginn

(1) Die Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn dem Vorhaben keine öffentlich-rechtlichen Vorschriften
entgegenstehen.

§ 89 – Örtliche Bauvorschriften

(1) Die Gemeinden können durch Satzung örtliche Bauvorschriften erlassen über

4. Zahl, Größe und Beschaffenheit der Stellplätze und Fahrradabstellplätze einschließlich deren Zubehör-
nutzungen (§ 48 Absatz 1), die unter Berücksichtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, der
Bedürfnisse des ruhenden Verkehrs, der städtebaulichen Situation und der Erschließung durch Einrichtun-
gen des öffentlichen Personennahverkehrs für Anlagen erforderlich sind, bei denen ein Zu- und Abgangs-
verkehr mit Kraftfahrzeugen und Fahrrädern oder fahrradähnlichen Leichtkrafträdern zu erwarten ist
(notwendige Stellplätze, notwendige Fahrradabstellplätze), einschließlich des Mehrbedarfs bei Änderun-
gen und Nutzungsänderungen der Anlagen, sowie die Ablösung der Herstellungspflicht und die Höhe der
Ablösungsbeträge, die nach Art der Nutzung und Lage der Anlage unterschiedlich geregelt werden kann,

…

Die Satzung der Stadt K lautet:

§ 1 – Ausnahmen der Stellplatzpflicht

Ist die Herstellung notwendiger Stellplätze und Garagen sowie Fahrradstellplätze nicht möglich, so kann
die Bauaufsichtsbehörde unter Bestimmung der Zahl der notwendigen Stellplätze auf die Herstellung
von Stellplätzen verzichten, wenn die zur Herstellung Verpflichteten an die Gemeinde einen Geldbetrag
nach Maßgabe des § 2 dieser Satzung zahlen.

§ 2 – Festlegung der Höhe des Geldbetrages je Fahrradstellplatz

Die durchschnittlichen Herstellungskosten je Fahrradstellplatz betragen 200 EUR.

& LÖSUNG

A hat gegen die Stadt K einen Anspruch auf Zahlung der 12.000 EUR, wenn hierfür eine
taugliche Anspruchsgrundlage besteht und deren Anspruchsvoraussetzungen vorliegen.
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